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Internalisierung externer Kosten der Energieversorgung 


Im Juni 1992 hat die Bundesregierung das von ihr bei der PROGNOS 
AG in Auftrag gegebene Studienpaket zur „Identifizierung und Inter- 
nalisierung externer Kosten 1 ' erhalten. Diese Untersuchungen ver- 
suchen in zahlreichen Feldern wie bei Bodenbelastungen, Waldschä- 
den, Bau- und Materialschäden oder im Verkehrssektor die 
volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung zu erfassen und 
machen Vorschläge für ihre zukünftige Berücksichtigung in der grund- 
legenden Preisbildung. 

Bis heute ist nicht bekannt, welche Konsequenzen und Maßnahmen die 
Bundesregierung aufgrund der Ergebnisse dieser Studie ergriffen hat 
bzw. ergreifen wird. Dabei weist die PROGNOS AG ausdrücklich darauf 
hin, daß die Nichtberücksichtigung zu negativen Fehlallokationen führt, 
weil dadurch der zentrale Lenkungsmechanismus der Wirtschaft beein- 
trächtigt wird. Von daher die Behandlung der externen Kosten eine 
hohe ökonomische wie ökologische Bedeutung. 

1. Wie hoch sind die jährlichen Ausgaben für die gesamtdeutsche 
Energie erzeugung bzw. Energienutzung vor und nach Steuern? 


Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes wurden im 
früheren Bundesgebiet im Jahr 1990 Energieträger (Elektrizität, 
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Fernwärme, Gas, Kohle, Erdöl, Mineralölerzeugnisse) im Wert von 

193.2 Mrd. DM produziert (bewertet zu Ab-Werk-Preisen ohne 
Umsatzsteuer). 

Für die Nutzung standen Energieträger aus inländischer Produk- 
tion (193,2 Mrd. DM) sowie aus der Einfuhr (58 Mrd. DM) zur 
Verfügung. Deren Wert erhöht sich zu Käuferpreisen um die Han- 
dels- und Transportspanne (17,9 Mrd. DM) und um die nichtab- 
ziehbare Umsatzsteuer (13,2 Mrd. DM) auf 282,3 Mrd. DM. Im 
früheren Bundesgebiet wurde dieses Energieaufkommen zu An- 
schaffungspreisen wie folgt verwendet: Vorleistungsverbrauch 

182.2 Mrd. DM, privater Verbrauch 93,1 Mrd. DM, Ausfuhr 

9.2 Mrd. DM und Vorratsveränderungen — 2,2 Mrd. DM. In den 
Ausgaben für die Energienutzung sind rd. 40 Mrd. DM Ver- 
brauchsteuern enthalten. 

Für die neuen Bundesländer liegen gegenwärtig noch keine ver- 
gleichbaren Daten vor. 


2. Welcher Anteil entfällt auf 

— den Stromverbrauch, 

— den Kraftstoffverbrauch im Verkehr, 

— den Wärmeverbrauch (geteilt nach Industrie und privaten Haus- 
halten)? 


Das Energieaufkommen zu Ab-Werk-Preisen wurde im früheren 
Bundesgebiet wie folgt verwendet (außer den aufgeführten Ver- 
wendungsarten sind bei den gesamten Ausgaben für Energie 
auch der Umwandlungseinsatz und die nichtenergetische Ver- 
wendung von Energieträgern enthalten): 


Verwendungsart 

Vorleistung 

zusammen 

[sverbrauch 

Verarbeitendes 

Gewerbe 

Privater 

Verbrauch 

Mrd. DM 

% 

Mrd. DM 

% 

Mrd. DM 

% 

Stromverbrauch 

55,6 

32,6 

27,9 

50,7 

24,1 

32,3 

Kraftstoffe 

22,5 

13,2 

3,3 

6,0 

32,2 

43,1 

Wärmeverbrauch 

48,1 

28,2 

17,4 

31,8 

18,0 

24,1 

Alle Energieträger 

170,3 

100 

55,0 

100 

74,7 

100 


(Quelle: Statistisches Bundesamt) 


3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung aufgrund der 
PROGNOS-Studie vom Juni 1992 die jährlichen derzeit quantifi- 
zierbaren externen Kosten der Energieerzeugung bzw. Energienut- 
zung für die Bundesrepublik Deutschland insgesamt und im Ver- 
hältnis zum BSP? 

4. Wie hoch sind nach Ansicht der Bundesregierung die heute quanti- 
fizierbaren externen Kosten der Stromerzeugung, des Kraftstoffver- 
brauchs im Verkehr und der Wärmenutzung in Industrie, im priva- 
ten und öffentlichen Dienstleistungssektor sowie von privaten 
Haushalten? 
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5. In welchem Verhältnis stehen nach Ansicht der Bundesregierung 
die jährlichen externen Kosten der Energie erzeugung zu den über 
Jahre aufgelaufenen externen Kosten? 

Mit welchen Kumulationen und Kosten ist für die deutsche Volks- 
wirtschaft bzw. für einzelne Verbrauchergruppen zu rechnen? 

6. In welchem Umfang sind nach Auffassung der Bundesregierung 
externe Kosten der Energieversorgung verantwortlich für 

— Boden- und Grundwasserbelastungen, 

— Waldschäden, 

— Artenverlusten, 

— Gesundheitsschäden, 

— Klimaänderungen, 

— Bau- und Materialschäden 
in der Bundesrepublik Deutschland? 


Die Fragen 3 bis 6 sprechen gemeinsam die Quantifizierung von 
externen Kosten der Energieversorgung an. 

Nach Auffassung der Bundesregierung spielt eine verursacher- 
gerechte Preisbildung auf den Energiemärkten für die langfristige 
Sicherung des Wirtschaftsstandorts Deutschland eine zunehmend 
wichtigere Rolle. Diese Einschätzung stützt sich auf die vielfäl- 
tigen Hinweise, daß bestimmte, mit der Energienutzung verbun- 
dene Kostenelemente (z. B. in Gestalt von Umwelt- und Gesund- 
heitsschäden) keinen ausreichenden Niederschlag in den inter- 
nen Rechnungssystemen von Produzenten und Verbrauchern fin- 
den. Diese Kosten werden damit zu „externen Kosten“, die bei der 
einzelwirtschaftlichen Entscheidungsfindung unbeachtet bleiben 
und langfristig falsche Signale für Umwelt- und Ressourceninan- 
spruchnahme, aber auch für Innovation, Technologieentwicklung 
und Strukturwandel setzen. 

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium für Wirt- 
schaft im Jahr 1990 die Prognos AG (Basel) mit dem Forschungs- 
vorhaben „Identifizierung und Internalisierung externer Kosten 
der Energieversorgung“ beauftragt. Die Gutachter haben ihre 
Ergebnisse im November 1992 in einem zusammenfassenden Ab- 
schlußbericht und detailliert in einem insgesamt neunbändigen 
Anlagenwerk veröffentlicht. 

Diese erste größere Grundlagenstudie zum Gesamtkomplex 
„externe Kosten“ in Deutschland zeigt, daß Energiegewinnung, 
Energieumwandlung, Energietransport und Energieverbrauch 
zahlreiche externe Effekte verursachen, es aber bisher nur in 
Einzelfällen möglich ist, diese externen Kosten zu quantifizieren 
und monetär zu bewerten. Einer Bewertung noch am ehesten zu- 
gänglich sind nach Auffassung der Gutachter die Schäden durch 
energiebedingte Emissionen an ausgewählten Gebäuden, Infra- 
struktureinrichtungen und Kunstdenkmälern. In diesen Fällen 
sind die Ursache- Wirkungsbeziehungen vergleichsweise sicher 
anzugeben und die zur Beseitigung der Schäden erforderlichen 
finanziellen Aufwendungen relativ gut zu belegen. Dem- 
gegenüber steht die große Fülle von Beeinträchtigungen der 
Umwelt durch die Energieversorgung, bei der die Wirkungsketten 
nur schwer anzugeben sind. Ursache für diese Schwierigkeiten 
sind die Komplexität der Systemzusammenhänge, die Existenz 
kritischer Belastungsschwellen (Nichtlinearitäten) sowie Kumula- 
tions- und Synergieeffekte. 
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Daraus ergibt sich zusammengefaßt, daß bei dem gegenwärtigen 
Stand des Wissens quantitative Angaben zu den jährlich insge- 
samt anfallenden externen Kosten der Energieversorgung in 
Deutschland entweder unvollständig oder nicht belastbar sind. 
Das gilt auch für größere Einzelbereiche, wie etwa die externen 
Kosten der Stromerzeugung oder des Straßenverkehrs; es gilt 
auch für die externen Kosten der Energienutzung mit Blick auf 
eine Schädigung des Bodens und des Grundwassers, des Waldes, 
des Artenreichtums und anderer Kategorien. Vor diesem Hinter- 
grund ist es auch nicht möglich, quantitative Relationen, etwa 
zwischen der Höhe der externen Kosten der Energieversorgung 
und dem Bruttosozialprodukt oder zwischen den letztjährigen und 
bisher kumulativ aufgelaufenen externen Kosten der Energiever- 
sorgung anzugeben. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der PROGNOS AG, daß 
die nachweisbaren externen Kosten der Energieerzeugung bzw. 
Energienutzung lediglich „die Spitze des Eisbergs" aller externer 
Kosten sind? 


Eine differenzierte Analyse der externen Kosten der Energiever- 
sorgung steht erst am Anfang, trotz national und international 
wachsenden Forschungsinteresses und trotz einer steigenden An- 
zahl wissenschaftlicher Publikationen zu diesem Thema in den 
letzten Jahren. Gleichwohl zeigen die bisher vorgelegten Unter- 
suchungen und Daten, daß die externen Kosten der Energie- 
bereitstellung und des Energieverbrauchs erheblich sein können. 
Ein herausragendes Beispiel für das Ausmaß der möglichen Schä- 
den durch die gegenwärtige Form der Energieversorgung und 
anderer menschlicher Aktivitäten ist der anthropogene Treib- 
hauseffekt. So befürchten Wissenschaftler, daß bei einer weiter 
zunehmenden Konzentration energiebedingter und anderer 
Treibhausgase in der Atmosphäre der Meereswasserspiegel 
ansteigt, die Permafrostgebiete auftauen, extreme Wettersituatio- 
nen zunehmen und lebensnotwendige Ökosysteme empfindlich 
gestört werden. Auch auf diesem Feld besteht aber noch For- 
schungsbedarf. Bewertende Aussagen zur Höhe der nachweis- 
baren im Verhältnis zu den möglicherweise insgesamt vorhan- 
denen externen Kosten der Energieversorgung sind gegenwärtig 
nicht möglich. 


8. Welche Vorschläge zur Reduzierung externer Kosten liegen der 
Bundesregierung vor? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht der PROGNOS AG, daß 
wegen des akuten Handlungsbedarfs zur Internalisierung der 
externen Kosten unverzüglich folgende Maßnahmen durchgesetzt 
werden müssen: 

— die sukzessive Verschärfung der Grenzwerte für die Schadstoff- 
emissionen aus Feuerungsanlagen, 

— die Einführung einer allgemeinen, auf den Energieverbrauch zu 
erhebenden Steuer, 

— die Begrenzung des Flottenverbrauchs von Kraftfahrzeugen? 
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Zur Reduktion der externen Kosten der Energieversorgung liegen 
zahlreiche Vorschläge vor. Sie lassen sich systematisch ordnen in: 
ordnungsrechtliche Eingriffe (Gebote, Verbote), wirtschaftliche 
Anreizsysteme (Steuern, Abgaben, Lizenzlösungen), haftungs- 
rechtliche Regelungen sowie politisch-gesellschaftlich gesteuerte 
Anpassungsvorgänge, die auf eine Änderung individueller Präfe- 
renzen bzw. Verhaltensweisen abzielen. Im wissenschaftlichen 
Bereich am weitesten ausgearbeitet sind in den letzten Jahren die 
Vorschläge zu Energiesteuern und Emissionslizenzen. Die Bun- 
desregierung verfolgt gerade diese Diskussion besonders intensiv, 
da sie prioritär auf Instrumente setzt, die die Eigenverantwortung 
der Verbraucher stärken und ihr Interesse an der Vermeidung 
externer Kosten fördern. 

Zu den im einzelnen in der Frage angesprochenen Instrumenten 
nimmt die Bundesregierung wie folgt Stellung: 

— Die Bundesregierung beabsichtigt gegenwärtig nicht, Grenz- 
werte für Schadstoffemissionen aus Großfeuerungsanlagen zu 
verschärfen. Sie setzt sich statt dessen für eine rasche Verab- 
schiedung einer europäischen EU-Änderungsrichtlinie ein. Zur 
Novellierung der Heizungsanlagen-Verordnung und der Ver- 
ordnung über Kleinfeuerungsanlagen wird auf die Antwort zu 
Frage 9 verwiesen. 

— Die Bundesregierung lehnt die Einführung einer allgemeinen 
Energiesteuer ab. Sie befürwortet vielmehr den Vorschlag der 
EG-Kommission zur Einführung einer EU-weiten C0 2 /Energie- 
steuer (siehe hierzu auch Antwort auf Frage 10). 

— Die Bundesregierung steht einer administrativen Begrenzung 
des Flottenverbrauchs von Fahrzeugen ablehnend gegenüber. 
Sie unterstützt dagegen die Automobilindustrie, den Kraftstoff- 
verbrauch der Fahrzeuge weiter zu vermindern. Der Verband 
der Automobilindustrie ist hierzu im September 1990 Bundes- 
kanzler Dr. Helmut Kohl gegenüber eine Selbstverpflichtung 
eingegangen. 

Im übrigen betrachtet die Bundesregierung die „Internalisierung 
externer Kosten " als Daueraufgabe, nicht nur in der Energie- 
politik, sondern auch in anderen Politikbereichen. Die „wahren" 
Preise sind eine wichtige Voraussetzung für die Funktions- 
fähigkeit einer marktwirtschaftlich organisierten Wettbewerbs- 
wirtschaft. Das hat die Bundesregierung wiederholt deutlich 
gemacht, zuletzt in dem gerade vorgelegten Jahreswirtschaftsbe- 
richt 1994, wo sie mit Blick auf die künftigen um weltpolitischen 
Rahmendaten hervorhebt, „daß die Kosten der Umweltnutzung 
denjenigen angelastet werden müssen, die durch Produktion, 
Vertrieb und Konsum die Umwelt belasten. Nur so erhalten die 
Unternehmen und privaten Haushalte die richtigen Preissignale 
für ihre Entscheidungen " . 


9. Welche Maßnahmen zur Internalisierung bzw. Senkung der oben 
genannten externen Kosten der Energieerzeugung bzw. Energie- 
nutzung hat die Bundesregierung seit Juni 1992 eingeleitet bzw. 
wird sie einleiten? 
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Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren zahlreiche Maß- 
nahmen ergriffen, die in Richtung auf eine Reduktion externer 
Kosten der Energieversorgung wirken. Dazu gehören z. B. die 
Novellen zur Wärmeschutz- und zur Heizungsanlagen- Verord- 
nung. Auch die zum 1. Januar 1994 in Kraft getretene Anhebung 
der Mineralölsteuer für Benzin um 16 Pf/1 und für Diesel um 7 Pf/1 
reizt die Autofahrer zu einem rationelleren und sparsameren 
Treibstoffverbrauch an und vermindert damit die mit der Nutzung 
des Fahrzeugs verbundenen externen Effekte. 

Die Bundesregierung verfolgt darüber hinaus weitere Maßnah- 
men und greift damit Ansätze auf, die in den Konsensgesprächen 
im Jahr 1993 mit Vertretern von Landesregierungen und den Ver- 
tretern der Gewerkschaften, der Industrie, der Elektrizitätswirt- 
schaft und der Umweltverbände entwickelt worden sind. Dazu 
zählen beispielsweise eine rasche Verabschiedung der Novelle 
zur Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung, die Erarbeitung der 
Wärmenutzungsverordnung, die Überprüfung des Mietrechts auf 
Hemmnisse für energiesparende Investitionen oder die Ab- 
senkung des spezifischen Stromverbrauchs bei Elektrogeräten im 
Haushaltsbereich durch Kennzeichnungsvorschriften und Selbst- 
verpflichtungen. 


10. Hält die Bundesregierung nach dem faktischen Scheitern der euro- 
päischen CC> 2 -Energiesteuer an einem EU-Vorgehen fest, oder 
beabsichtigt sie, nationale Lösungen vorzuschlagen? 


Die Bundesregierung votiert im Rahmen einer international abge- 
stimmten Klimaschutzstrategie für eine stufenweise, für Produ- 
zenten und Verbraucher berechenbare, langfristige reale Er- 
höhung der Energiepreise. Die von der EG-Kommission vorge- 
schlagene kombinierte C0 2 /Energiesteuer stellt nach Auffassung 
der Bundesregierung einen für alle Mitgliedstaaten vertretbaren 
Kompromiß dar. Sie wird diesen Vorschlag in den Beratungen 
weiter unterstützen. Einen nationalen Alleingang lehnt die Bun- 
desregierung mit Blick auf die daraus resultierenden Nachteile 
der deutschen Industrie im internationalen Wettbewerb ab. 


11. Welche weitergehenden Vorschläge, z. B. weitere Auflagen, Ver- 
bote, Zertifikate zur Internalisierung externer Kosten der Ener- 
gieerzeugung bzw. Energienutzung prüft die Bundesregierung? 


Das Bundesministerium für Wirtschaft hat nach Vorlage der 
Grundsatzstudie und zahlreichen Gesprächen mit Wissenschaft 
und Praxis einen Anschlußauftrag an die Prognos AG vergeben. 
Während die Grundsatzstudie auf eine theoretische, methodische 
und empirische Bestandsaufnahme abzielte, stehen bei der An- 
schlußstudie Praxis und Umsetzung im Mittelpunkt. Dabei ist 
insbesondere herauszuarbeiten, wie die von der Wirtschaft zur 
effektiveren Internalisierung externer Kosten der Energieversor- 
gung selbst vorgeschlagenen Maßnahmen umgesetzt werden 
können. Die Bundesregierung erwartet von dieser Anschlußstudie 
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weitergehende Vorschläge. Der Abschlußbericht dieses Gutach- 
tens soll im Sommer 1994 vorgelegt werden. 


12. Wird die Bundesregierung z. B. im Rahmen der geplanten Novelle 
zum Energiewirtschaftsgesetz „least-cost-planning" -Verfahren in 
der Stromerzeugung regeln? 


Der Begriff des „least-cost-planning" umfaßt unterschiedliche 
Sachverhalte. Die Bundesregierung plant nicht, diesen gesamten 
Themenkomplex im Rahmen der Novellierung des Energiewirt- 
schaftsgesetzes zu regeln. Im Vorschlag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft für eine solche Reform ist jedoch eine Verordnungs- 
ermächtigung vorgesehen, nach der für das Preisgenehmigungs- 
verfahren bei Stromtarif abnehmern bestimmt werden kann, „daß 
bei der Genehmigung der Preise Aufwendungen eines Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmens für Maßnahmen zur sparsamen 
und rationellen Verwendung von Elektrizität bei den Abnehmern 
bei der Feststellung der Kosten- und Erlöslage des Unternehmens 
anerkannt werden, sofern diese Maßnahmen elektrizitätswirt- 
schaftlich rationeller Betriebsführung entsprechen und den Wett- 
bewerb nicht verzerren". 


13. In welchen Sektoren der Energieerzeugung bzw. Energienutzung 
hält die Bundesregierung eine Einführung bzw. Verschärfung von 
haftungsrechtlichen Regelungen zur Vermeidung externer Kosten 
für möglich? 

Werden dabei Verschuldens- oder Gefährdungshaftungstat- 
bestände mit Schadensobergrenzen geprüft? 

Welche Haftungsregelung wird von der Bundesregierung vorge- 
zogen? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß grundsätzlich auch 
haftungsrechtliche Regelungen geeignet sein können, um im 
Bereich der Energieversorgung externe Kosten zu vermindern 
oder zu vermeiden. Im Bereich der Kernenergie strebt die Bundes- 
regierung an, daß bei den derzeit laufenden Verhandlungen zur 
Revision der internationalen Haftungsabkommen (Wiener Kon- 
vention vom 21. Mai 1963) die bisher vorgesehenen Haftungs- 
summen angehoben werden. 
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